
Umsatzsteuerliches Dilemma bei der Rückgabe von Leasinggegenständen
Von Petra Göckel, München*

Die unterschiedlichen Rechtsauffassungen der Zivilgerichte und
der Finanzverwaltung zu verschiedenen Bestandteilen der Endab-
rechnung von Leasingverträgen ist schon seit einiger Zeit für Lea-
singnehmer wie Leasinggeber problematisch. Durch eine Ent-

scheidung des Niedersächsischen FG könnte sich diese Kluft
schließen. Bis zur endgültigen Klärung besteht aber noch Hand-
lungsbedarf.

1. Einführung
Bei der Rückgabe von Leasinggegenständen wird regel-

mäßig eine Endabrechnung erstellt. Dabei werden verschie-
dene Aspekte berücksichtigt: Ausstehende Leasingraten bei
der vorzeitigen Beendigung des Leasingvertrages, abhängig
von der Art des Leasinggegenstandes eine Abrechnung der
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Nutzung über- oder unterhalb des vertraglichen Rahmens
(z. B. Mehr- oder Minderkilometer) oder Ersatz für Beschä-
digungen und Veränderungen am Leasinggegenstand.

Die Zivilgerichte und die Finanzverwaltung sind zum
Teil unterschiedlicher Auffassung, ob die verschiedenen Be-
standteile der Endabrechnung umsatzsteuerpflichtig sind. In
der zivilrechtlichen Rechtsprechung werden Zahlungen, die
nicht im direkten Zusammenhang mit der Leistung des Lea-
singgebers stehen, überwiegend als Schadenersatz gesehen.
Sehr viel restriktiver sieht das die Finanzverwaltung, die we-
sentliche Teile der Zahlungen als Entgelt für die Duldung ei-
ner übervertraglichen Nutzung und damit umsatzsteuer-
pflichtig beurteilt. Für den Leasinggeber hat dies zur Folge,
dass er einerseits seinen Zahlungsanspruch gegenüber dem
Leasinggeber nicht durchsetzen kann, andererseits aber die
Umsatzsteuer auf das Entgelt dennoch abführen muss. Vor al-
lem der nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte Leasingneh-
mer kann sich einen Teil des Schlussrechnungsbetrags sparen,
wenn er die Umsatzsteuer entsprechend der Meinung der Zi-
vilgerichte nicht bezahlt.

Frischen Wind in das Dilemma bringt nunmehr ein Urteil
des Niedersächsischen FG (v. 2. 12. 2010, 5 K 224/09,
BeckRS 2011, 94490), welches sich der Auffassung der Zivil-
gerichte anschließt. Revision wurde von der Finanzverwal-
tung eingelegt (Az. XI R 6/11). Die Prüfung der Meinung
der Finanzverwaltung durch den BFH macht die Situation
für die Beteiligten derzeit nicht einfacher: Für zivilrechtliche
und steuerliche Ansprüche gibt es unterschiedliche Verjäh-
rungsfristen. Es besteht daher das Risiko, dass ein einmal ge-
währter Vorsteuerabzug rückgängig gemacht wird, ein
Rückforderungsanspruch aber bereits verjährt ist.

2. Einzelsachverhalte

2.1 Abgeltung von Leasingzahlungen bei der vorzeiti-
gen Beendigung des Leasingvertrages

Der BGH hat in seinem Urteil vom 14. 3. 2007 (VIII ZR
68/06, DStRE 2008, 177, vgl. hierzu de Weerth, DStR 2008,
392) sowie aktuell im Urteil vom 18. 5. 2011 (VIII ZR 260/10,
BeckRS 2011, 16686) entschieden, dass Schadenersatzleis-
tungen, die ein Leasingnehmer aufgrund einer von ihm
schuldhaft veranlassten außerordentlichen Kündigung des
Leasingvertrages zu erbringen hat, ohne Umsatzsteuer zu be-
rechnen sind. Dasselbe gilt für den leasingtypischen Aus-
gleichsanspruch des Leasinggebers bei einer nicht durch den
Leasingnehmer schuldhaft veranlassten außerordentlichen
Kündigung oder der einvernehmlichen vorzeitigen Beendi-
gung.

Dieser Meinung schließt sich die Finanzverwaltung
grundsätzlich an (BMF v. 22. 5. 2008, IV B 8 – S 7100/
10007, DStR 2008, 1139). Nach einer Verfügung der OFD
Karlsruhe (v. 16. 2. 2010, S 7100 Karte 1, BeckVerw 241544)
gibt es jedoch eine Einschränkung: Wenn gleichzeitig ein
neuer Leasingvertag abgeschlossen wird und die ausstehen-
den Raten zur Reduzierung der künftigen Leasingraten ver-
wendet werden, soll indessen kein Schadensersatz, sondern
steuerbares Leistungsentgelt vorliegen. Ob dies zivilrechtlich
auch so gesehen werden wird, ist offen.

2.2 Vertraglich vereinbarter Ausgleich für Mehr- oder 
Minderkilometer

Die Rechtsprechung ist bislang nur auf die im Kfz-Lea-
sing übliche Abrechnung von Mehr- oder Minderkilometern
eingegangen. Die Grundsätze sind aber auch für jede andere
Form der Vergütung für eine zusätzliche oder geringere Nut-
zung des Leasinggegenstandes anwendbar, solange dieses
laufzeitunabhängige Nutzungsentgelt vertraglich vereinbart
ist, also zum Beispiel Flugstunden in Flugzeugleasingverträ-
gen oder die Anzahl von Kopien in Leasingverträgen über
Drucker oder Kopierer.
Mehrkilometer: Bezüglich der Mehrkilometerentschädigung
sind sich Zivilgerichte und die Finanzverwaltung einig: Die
Vergütung von Mehrkilometern ist anhand der vertraglichen
Gestaltung neben der Zahlung der Leasingraten als Entgelt
für die Gebrauchsüberlassung zu werten (u. a. OLG Stuttgart
v. 5. 10. 2010, 6 U 115/10, DStRE 2010, 1514).
Minderkilometer: Anders ist hingegen die Situation bei Min-
derentgelten. Hier haben die Zivilgerichte noch nicht expli-
zit entschieden. Aus dem Urteil des LG München (v. 7. 8.
2008, 34 S 24052/07, BeckRS 2009, 09422) geht hervor, dass
vom Schadenersatzanspruch die Vergütung für Minderkilo-
meter abgezogen und auf den Restbetrag Umsatzsteuer erho-
ben wurde. Die Umsatzsteuer auf den Schadenersatz wurde
vom LG München abgelehnt ohne in der Urteilsbegründung
darauf einzugehen, wie der Minderkilometerausgleich zu be-
handeln ist. Denklogisch kann es sich aber nur um eine ver-
traglich geregelte Entgeltminderung aus der Nutzungsüber-
lassung handeln, so wie ein Mehrkilometerausgleich ein zu-
sätzliches Nutzungsentgelt darstellt. Eine Entgeltminderung
verringert die Bemessungsgrundlage und mindert daher
Umsatzsteuer. Die Finanzverwaltung hat allerdings in dem
Erlass der OFD Karlsruhe (v. 16. 2. 2010, S 7100 Karte 1,
a. a. O.) festgelegt, dass bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Ausgleichsansprüche zu Gunsten des Leasingnehmers den
nichtsteuerbaren Schadensersatz mindern.

2.3 Minderwertausgleich
Völlig unterschiedlicher Auffassung sind Zivilgerichte

und Finanzverwaltung jedoch bei Ansprüchen auf Ausgleich
von Fahrzeugminderwerten, z. B. also für Beschädigungen
am Fahrzeug. In Fortführung der BGH-Rechtsprechung
sind nach der Rechtsprechung der Zivilgerichte (u. a. LG
München v. 7. 8. 2008, 34 S 24052/07, BeckRS 2009, 09422;
OLG Koblenz v. 10. 12. 2009, 2 U 887/09, 2 U 887/08,
BeckRS 2010, 00848; OLG Stuttgart v. 8. 12. 2009, 6 U 99/09,
BeckRS 2009, 88417) leasingtypische Ausgleichsansprüche
nach Ablauf der vereinbarten Leasingdauer ohne Umsatz-
steuer zu berechnen, weil ihnen eine steuerbare Leistung (§ 1
Abs. 1 Nr. 1 UStG) nicht gegenübersteht und der Leasingge-
ber deshalb die Umsatzsteuer auf sie nicht zu entrichten hat.

Anders sieht es die Finanzverwaltung: Soweit Zahlungen
zum Ausgleich eines Minderwerts geleistet werden, handele
es sich um Entgelt für eine bereits erfolgte Leistung in Form
der Gebrauchsüberlassung und Duldung der Nutzung über
den vertragsgemäßen Gebrauch hinaus. Der Minderwertaus-
gleich sei eine leasingtypische vertragliche Gegenleistung für
die Überlassung des Leasinggegenstands durch den Leasing-
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geber. Der für den Leasingnehmer verbrauchbare Vorteil
liege in der „übervertraglichen“ substanzbeeinträchtigenden
Nutzung. Der erforderliche Leistungswille des Leasinggebers
ergebe sich insofern aus der vertraglichen Wertminderungs-
klausel. In dieser sei die konkludente Zustimmung zu dem
entsprechenden „übervertraglichen Gebrauch“ zu sehen
(OFD Karlsruhe v. 16. 2. 2010, S 7100 Karte 1, a. a. O.). Da
dem Entgelt also eine Leistung gegenüberstehe, sei der Min-
derwertausgleich umsatzsteuerpflichtig.

Das Niedersächsische FG hat in seinem genannten Urteil
nunmehr entschieden (v. 2. 12. 2010, 5 K 224/09, a. a. O.),
dass durch den Leasingvertrag eben nicht geregelt sei, dass das
Fahrzeug vertragswidrig benutzt werden darf. Im Gegenteil,
die Rückgabe habe entsprechend den Leasingbedingungen in
einem dem Alter und der vertragsgemäßen Nutzung entspre-
chenden Erhaltungszustand, frei von Schäden sowie ver-
kehrs- und betriebssicher zu erfolgen. Daher zahle der Lea-
singnehmer den Minderwertausgleich nicht im Rahmen ei-
nes Leistungsaustausches. Der zu zahlende Betrag stelle somit
nicht umsatzsteuerbaren Schadenersatz dar.

3. Folgen der unterschiedlichen Rechtsauffassungen

3.1 Leasinggeber
In den Fällen, in denen Zivilgerichte und Finanzverwal-

tung unterschiedlicher Meinung sind, wird der Leasinggeber
vor ein Problem gestellt. Zivilrechtlich hat er keinen An-
spruch auf die Umsatzsteuer auf diese „Entgelte“ und der
Leasingnehmer kann ihm die Zahlung verweigern. Anderer-
seits verlangt die Finanzverwaltung die Umsatzsteuer, da
nach ihrer Auffassung ein Leistungsaustausch stattgefunden
hat. Verlangt der Leasinggeber die Steuer nicht, trägt er wirt-
schaftlich die Umsatzsteuer. Weist der Leasinggeber indessen
die Umsatzsteuer aus und wird diese auch bezahlt, stellt sich
jedoch später heraus, dass der Vorgang tatsächlich nicht steu-
erbar war, so schuldet er die Umsatzsteuer nach § 14c Abs. 2
UStG. Die fehlerhafte Rechnung kann berichtigt werden.
Die Berichtigung wirkt jedoch nur ab dem Zeitpunkt der Be-
richtigung. Unabhängig von der Berichtigung hat der Lea-
singgeber jedoch das Risiko, dass der Leasingnehmer die (zi-
vilrechtlich) zu Unrecht erhobene Umsatzsteuer zurückfor-
dert (OLG Brandenburg v. 17. 2. 2010, 7 U 125/09, BeckRS
2010, 08976).

3.2 Leasingnehmer
Leasingnehmern, die nicht zum Vorsteuerabzug berech-

tigt sind, ist anzuraten, die Umsatzsteuer nicht zu zahlen, da
der Leasinggeber zivilrechtlich keinen Anspruch hierauf hat
und diesen auch gerichtlich nicht durchsetzen kann. Ob der
Leasingnehmer unter diesen Umständen allerdings einen An-
schlussvertrag erhält, darf bezweifelt werden.

Anders sieht das beim Leasingnehmer mit Vorsteuerab-
zug aus. Dieser kann die Umsatzsteuer zahlen und den Vor-
steuerabzug geltend machen, so dass für ihn zunächst kein
Nachteil entsteht. Die Finanzämter sind an die Verwaltungs-
auffassung gebunden, daher kann dem Steuerpflichtigen
derzeit der Vorsteuerabzug nicht verwehrt werden. Es be-

steht jedoch das Risiko, dass zu einem späteren Zeitpunkt,
falls sich der BFH der Rechtsprechung der Zivilgerichte an-
schließt, der Vorsteuerabzug versagt wird und zusätzlich
Zinsen auf die Steuernachforderung erhoben werden. Ein zi-
vilrechtlicher Rückforderungsanspruch über die Umsatz-
steuer gegenüber dem Leasinggeber ist dann möglicherweise
bereits verjährt.

4. Folgerungen für die Praxis

4.1 Zahlung unter Vorbehalt der Rückforderung und 
Verzicht auf die Einrede der Verjährung

Zur Absicherung der beiderseitigen Rechtspositionen
kann zwischen Leasinggeber und Leasingnehmer verein-
bart werden, dass die Zahlung der streitigen Umsatzsteuer
unter dem Vorbehalt der Rückforderung erfolgt und der
Leasinggeber auf die Einrede der Verjährung verzichtet.
Damit hätte der Leasinggeber zunächst die Zahlungsmittel,
um die Schuld beim Finanzamt zu begleichen. Der Leasing-
nehmer hätte gleichzeitig ein Recht, die Überzahlung ggf.
zurückzuerhalten. Es verbleibt jedoch das Risiko der ein-
seitigen Verzinsung einer etwaigen Vorsteuerkorrektur
nach § 233a AO.

4.2 Einschaltung eines ausländischer Leasinggebers
Ist der Leasingnehmer ein Unternehmer kann auch die

Einschaltung eines nicht in Deutschland ansässigen Leasing-
gebers in Frage kommen. In diesen Fällen schuldet der Lea-
singnehmer als Leistungsempfänger nach § 13b UStG die
Umsatzsteuer und kann sie ggf. als Vorsteuer in Abzug brin-
gen. Stellt sich diese Behandlung nachträglich als falsch her-
aus, kann er Umsatzsteuer und Vorsteuerabzug im gleichen
Zeitraum korrigieren.

5. Fazit
Der nach Ablauf der Leasingdauer vom Leasingnehmer

zu zahlende Minderwertausgleich – z. B. für Beschädigun-
gen an einem Leasingfahrzeug – stellt nach der Rechtspre-
chung der Zivilgerichte Schadensersatz dar, so dass der Lea-
singgeber vom Leasingnehmer nicht zusätzlich die Zahlung
von Umsatzsteuer auf den Minderwertausgleich verlangen
kann. Die Finanzverwaltung geht indessen von steuerbaren
Leistungsentgelten aus und verlangt vom Leasinggeber ent-
sprechend die Umsatzsteuer. Es ist höchste Zeit, dass diese
divergierenden Auffassungen der Zivilgerichte und der Fi-
nanzverwaltung vereinheitlicht werden. Den Beteiligten ist
nicht dauerhaft zuzumuten, dass entweder der Leasing-
geber, der die dem Finanzamt geschuldete Umsatzsteuer
nicht erhält, oder der Leasingnehmer, der zu viel bezahlt,
benachteiligt wird. Weiterhin ist zu hoffen, dass die Finanz-
verwaltung, sofern der BFH der Meinung des Niedersächsi-
schen FG folgt, wonach der Minderwertausgleich nicht-
steuerbarer Schadensersatz ist, sinnvolle Übergangsrege-
lungen erlässt, um den Schaden für alle Beteiligten zu be-
grenzen.
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